
Bundessozialqericht

Az„: } RK5____8_ Im Namen des Volkes

Urteil

in dem Rechtsstreit

Verkündet am Kläger und Revisionsbeklagter,
2h„ Juni 1969

,
Prozeßbevollmächtigter:

g e g e n

Landkrankenkasse Rendsburg, vertreten durch den
Geschäftsführer, Rendsburg, Bahnhofstraße 6,

Beklagte und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter:

und

Landesversicherungsanstalt Schleswig—Holstein,
Lübeck, Kronsforder Allee 2-6‚

Beigeladene und Revisionsklägerin°

Der}" Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 24‚ Juni 1969 durch

Senatspräsident Dr„ L a n g k e i t
— Vorsitzender —,

Bundesrichter Dr° K r e b s und

Bundesrichter Schroeder—Printzen,
—.Bundessozialrichter S c h r e i b e r und

Bundessozialrichter R e i m e r

für Recht erkannt:

Auf die Revisionen der Beklagten und der Beigeladenen_

wird das Urteil des Schleswig-Holsteinischen Landes-

sozialgerichts vom 26„ Januar 1968 aufgehoben°

Die Sache wird zur neuen Verhandlung und Entscheidung

an das Landessozialgericht zurückverwiesen°
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G r ü n d e

Die Beteiligten streiten darüber, ob der Kläger für Kolon—
nenarbeiter, die er im August und September 1961 zur Boh—

nenernte auf seinem Gut beschäftigt und deren Entgelt er

pauschal versteuert hat, Beiträge zur Sozialversicherung

zu entrichten hat‚

Mit Bescheid vom 160 Januar 1962 forderte die beklagte

Landkrahkenkasse (LKK) für diese Arbeitnehmer vom Kläger

Sozialversicherungsbeiträge in einem Gesamtbetrag von
881,69 DM„ Der Kläger lehnte diese Zahlung mit der Begrün—
dung ab, er sei entsprechend den Bestimmungen des Gemein-

samen Erlasses des Reichsfinanzministers und des Reichs-

arbeitsministers vom 10„ September 1944 —GemaErl„ 1944 —
(AN 1944, 281) für diese pauschal besteuerten Bezüge

nicht beitragspflichtig. Sein Widerspruch blieb erfolglos°

Das Sozialgericht (SG) hat seine Klage abgewiesen.

Das Landessozialgericht (LSG) hat auf die Berufung des

Klägers das Urteil des SG sowie die angefochtenen Bescheide

der Beklagten aufgehoben. Es hat zur Begründung ausgeführt:

' Nach höchstrichterlicher Rechtsprechung sei auch unter

Berücksichtigung der gesetzlichen Neuregelung des Lohn-

steuerrechts weiter nach den Bestimmungen des Gem‚Erl° 1944

zu
verfahren° Dies gelte auch für 5 35h der Lohnsteuer—

Durchführungsverordnung (LStDVO) in der hier maßgeblichen

Fassung, aufgrund dessen die Pauschalbesteuerung erfolgt

sei. In Anwendung des Gem‚Erl. 1944 hätten daher die Be—

.
züge der Kolonnenarbeiter für die Berechnung der Beiträge

ig zur Sozialvérsicherung außer Ansatz zu bleiben°

Gegen dieses Urteil haben die beklagte LKK und die im

«; ersten Rechtszug beigeladene Landesversicherungsanstalt

Ä Schleswig—Holstein die vom
LSG zugelassene Revision eingelegt°

..}-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 3
_.

Die Revisionskläger meinen,
es

fehle
an einer Zulassung

der Pauschalbesteuerung im Sinne des Gem.Erl. 1944. Der

Erlaß des früheren Reichsministers der Finanzen vom

2. Juni 1943 - RdF-Erl. 1943 - (RStBl. 1945, 457) über

die Zulassung der“Pauschalierung der Lohnsteuer für die

Vergütung an Aushilfskräfte in der Land— und Forstwirt—

schaft, der aufgrund des Nachfolge—Erlasses des Schles-

wig-Holsteinischen Ministeriums für Finanzen vom 22. März

_1949 zunächst weiter gegolten habe, sei mit der Neurege—

'lung der Pauschalbesteuerung in 5 40 des Einkommensteuer—

gesetzes (EStG) durch das Gesetz zur Änderung steuerrecht-

licher Vorschriften vom 26. Juli 1957 (BGBl I 848), spä-
testens aber durch Art. 2 des Steueränderungsgesetzes 1961

(StÄndG 1961) außer Kraft gesetzt worden. Eine neue Rechts—

verordnung entsprechend der Ermächtigung des Art. 2 sei

nicht erlassen worden. Im Hinblick auf Art. 2 könne auch

5 40 EStG 1957 : 5 42a EStG 1958 nicht als eine solche

Zulassungsnorm angesehen werden. Daher sei die Pauschal—

besteuerüng der Löhne von Aushilfskräften in der Land—

wirtschaft nicht mehr zulässig. Dies müsse erst recht für

eine Pauschalbesteuerung der Bezüge berufsmäßiger ständi-

ger Arbeitnehmer gelten, zu denen die beim Kläger beschäf—

tigten Kolonneharbeiter zählten. Denn es handele sich hier

nicht um
eine vorübergehende Aushilfsbeschäftigung, son—

dern um einen Teil einer Gesamtbeschäftigung, die auf

ständige, regelmäßige Beschäftigung gerichtet sei. Diese

Kolonnenarbeitskräfte seien aufgrund ihres Gesamttätig-

keitsbildes auch weder zu dem Kreis der unständig Beschäf-

tigten im Sinne des @ 441 der Reichsversicherungsordnung

'(RVO) zu rechnen, noch handele es sich um versicherungs—

freie Nebenbeschäftigung gemäß $ 168, 5 1228 EVO. Diese

Rechtsansicht stehe im übrigen mit dem Bedürfnis der Ar-

beitnehmer nach Versicherungsschutz in Einklang, und ent—

spreche allein dem Grundgedanken des Gem.Erl. 1944, der aus
Vereinfachungsgründen zwar einen Teil der Bezüge für die
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Beitragsberechnung unberücksichtigt lasse, nicht aber den

Versicherungsschutz völlig_ausschließe; denn die Frage

der Versicherungs— und Beiträgsfreiheit von Beschäfti—

gungsverhältnissen sei in der BVG abschließend geregelt°

Die Beklagte und die Beigeladene beantragen,

das Urteil des LSG Schleswig—Holstein vom
26° Januar 1968 aufzuheben und die Berufung
des Klägers gegen das Urteil des SG Kiel vom

26° Oktober 1966 zurückzuweisen„

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Die ReVisiOn ist begründet.

Wie der Senat schon wiederholt entschieden hat (BSG 6, 47;

15, 65; 2Ä‚ 281, 284) ist der Gem.Erl° 1944 geltendes

Recht„ In diesem Erlaß ist in Abschnitt I Nr. 4 bestimmt,

daß Bezüge für die Berechnung der Beiträge zur Sozialver—

.sicherung außer Betracht bleiben, für die der Reichsmini-

ster der Finanzen Pauschalbesteuerung zugelassen hat oder

zulassen wird. . .

Zu Unrecht hat das LSG angenommen, daß die Bezüge der beim4

Kläger beschäftigten Kolonnenarbeiter im Sinne der genann—

ten Bestimmung pauschal besteuert worden seien mit der

Folge, daß sie "nicht als Entgelt 1.8. der Sozialversiche—

rung anzusehen" seien (vgl° Erlaß des RAM vom 2M310‚1944,
_

Abs‚ 1, 1„ Halbsatz;AN19h4,joa), Zwarhat es nachfrühe-‚
rem Reichsrecht (BMF—Erlaßvom 2.6„1943, RStB1 3° 457),

" das zum Teil regional aufrechterhalten wurde (vgl. z„B.
_Erlaß des Niedersächsischen Finanzministers vom 22.3„19M9‚ "

Niedersächsisches Steuer- und Zollblatt 1949, 107), die

Möglichkeit der Pauschalbesteuerung von Aushilfskräften

_5-
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in der Land— und Forstwirtschaft gegeben, die die Freistel—

lung der Bezüge dieser Aushilfskräfte von der Beitragspflicht

zur Folge hatte (vgl„ Urteil des erkennenden Senats-vom

25„11„l964, SozR RVO 5 160 Nr° ll!)° Diese Form der Sonder—

behandlung von Bezügen der Aushilfskräfte in der Land— und

Forstwirtschaft ist jedoch weggefallen {vgl‚ hierzu das

genannte Urteil Bl° Aa 15 R.)° Nach geltendem Recht ist
die Bundesregierung ermächtigt, durch Rechtsverordnung

mit Zustimmung des Bundesrates die Beitragsfreiheit pau—

schal besteuerter Bezüge von Aushilfskräften in der Land—

und Forstwirtschaft zu bestimmen (Art° 2 des StAndG 1961

—vom lj„7.l96l, BGBl 1981)° Da die Bundesregierung jedoch

“von dieser Ermächtigung keinen Gebrauch gemacht hat, kann

auf sich beruhen, ob diese Rechtsgrundlage den gegen eine

solche "Ausnahmebehandlung" (so das genannte Urteil Bl°
Aa 15 R‚) unter der Herrschaft des Grundgesetzes verstärkt

zu erhebenden verfassungsrechtlichen Bedenken standhält.

Jedenfalls besteht zur Zeit in der Frage der Entgehßbeurüälunß

kein Sonderrecht für Aushilfskräfte in der Land— und

Forstwirtschaft, so daß auch dem von der Revision erneut

vorgetragenen Gesichtspunkt} es habe sich bei den Kolohe

nenarbeitern nicht um Aushilfskräfte ("die sonst beruf—

lich nicht tätig zu sein pflegen", BSGaaO131°Aa 13 R‚),
sondern um berufsmäßige Lohnarbeiter gehandelt, nicht

nachgegangen zu werden brauchte.

Entgegen der Auffassung des LSG stellt auch die allge—

meine Ermächtigung zur Zulassung der Pauschalbesteueé

rung für Bezüge an kurzfristig beschäftigte Arbeitnehmer

(@ 35b Abs„ 1 Nr° l Buchst° Q_LStDVO vom 22.7‚1959, BGBl

I 477 idF vom 28.7.1961, BGBl I 1108 — LStDVO 1959 —)

keine Zulassung der Pauschalbesteuerung im Sinne des Ab—

schnitts I Nr° 4 des Gem.Erl° 1944 dar° Zu Unrecht hat

sich das LSG zur Stütze seiner Ansicht auf das Urteil

des 5. Senats des BundessoZialgerichts
vom 6" Juli 1967
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- 5 RKn 18/64 — (Breithaupt 1967, 993) berufen. Dieses
Urteil betrifft, wie auch das Urteil des erkennenden

Senats vom 18. März 1966 (BSGan, 281), ”sonstige"
Bezüge, für die Pauschalbesteuerung nach 5 35b Abs. 1

Nr. 1 Buchst. 3 LStDVO wegen der Eigenart des Bezuges

zugelassen ist. In diesen Fällen bleiben mit dem allei—

nigen Ziel der Vereinfachung des Lohnabzuges bestimmte

einzelne Bezüge, die im allgemeinen neben dem hiervon

unberührten laufenden Arbeitslohn nur eine untergeord—

nete Rolle spielen, wegen der besonderen Art ihrer Be—

steuerung-"für die Berechnung der Beiträge zur Sozial-

versicherung ... außer Ansatz” (Abschnitt I Satz 2 des

Gem.Erl. 194Ä). Nur diese Vereinfachung im Rahmen des
Beitragsberechnungsverfahrens, bei dem das Vorliegen

eines entgeltlichen Beschäftigungsverhältnisses voraus—

gesetzt ist, bezweckt der Gem.Erl. 1944. Mit dieser be—

schränkten Zielsetzung unvereinbar wäre aber eine Aus—

wirkung des Gem.Erl. 1944, die die Entgeltlichkeit gan—

zer Be3chäftigungsverhältnisee beseitigen würde und ab—

hängig Beschäftigte, die nach den sozialversicherungs-

rechtlichen Vorschriften der Versicherungspflicht unter-

lägen, nicht an
dem Schutz der Sozialversicherung teil—

haben ließe. Vielmehr bestimmt sich die Versicherungs—

'pflicht und die daraus herrührende Beitragspflicht nach

.der materiell—rechtlichen Regelung des Sozialversicherungs-

'rechts, insbesondere bei gelegentlich oder nebenhersaus—w

geübter Beschäftigung - wie sie auch in '$ 35b Abs. 1

Satz_l Buchst. b LStDVO 1959 für die besondere Art der

_
Lohnsteuerberechnung ins Auge gefaßt ist —nach @@168,

1-1228 Abs. 1 Nr. 4 und 5 RVO. Deshalb fallen Bezüge, die

wegen der Eigenart des BeschäftigungsVerhältnisses aufe

„
grund der Ermächtigung in 5 35b Abs. 1 Satz 1 Buchst: b

f'LStDVO 1961 pauschal besteuert worden sind, nicht unter
' Abschnitt I Nr. A des Gem.Erl. 1944.
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Das Urteil des LSG muß daher aufgehoben und der Rechts-

streit zur neuen Verhandlung und Entscheidung an das LSG

zurückverwiesen werden. Das Berufungsgericht wird bei der

Entscheidung über die Rechtmäßigkeit des angefochtenen

Beitragsbescheides in erster Linie die bisher unterlassene

Prüfung nachzuholen haben, ob die bei dem Kläger beschäfe

tigt gewesenen Kolonnenarbeiter nach 5 168 (ggf° auch
‚55 4Ml ff) und 5 1228 EVO versicherungsfrei waren, evtl.

auch, ob 5 66 AVAVG anwendbar istl

Dem LSG bleibt auch die Entscheidung über‘die Kosten des

Revisionsverfahrens überlassen„
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